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VenrvaltungsgerichtBerlin
Kirchstraße 7
1 0557 Berlin

Einschreiben/Rückschein

Klage gegen den Rundfunkbeitrag

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhebe ich Klage gegen den

RundfunkBerlin-Brandenburg
Masurenallee8-14
14057 Berlin

wegen:

unrechtmäßig geforderter Rundfunkbeiträgefür die von mir gemieteten Räume:-

und stelle den Antrag,

den Festsetzungsbescheidvom 01.05.2015, eingegangen am 13.05.2015,
den Festsetzungsbescheidvom 01.09.2015, eingegangen am 12.09.2015,
den Widerspruchsbescheid vom 09.12.2016, eingegangen am 16.12.2016, aufzuheben,
den Beklagten zu verpflichten, den Kläger wegen der in seinem Fall vorliegendenGrundrechteverlet-
zung durch den Beklagten von der Pflichtzur Zahlung von Rundfunkbeiträgenzu befreien
und dem Beklagten die Kosten des Verfahrensaufzuerlegen.
Desweiteren stelle ich hiermit den Antrag aufAnordnung der Aussetzung der Vollziehungder angeb-
lich rückständigen Rundfunkbeiträgeund Säumniszuschläge bis zum Abschlussdes Verfahrens.

Begründung

Die Bescheide sind rechtswidrig.



Die angeblich rückständigen Beiträge sind nicht von der zuständigen Landesrundfunkanstaltfestge-
setzt worden, sondern von einem ARD ZDF DeutschlandradioBeitragsservice.

Die Klage ist unvermeidlich,da noch nicht endgültig entschieden ist, ob unser System der Finanzie-
rung eines Staatsrundfunksverfassungskonformund mit europäischem Recht vereinbar ist und da
ohne Klage die unrechtmäßig eingetriebenenAbgabenvermutlich nicht erstattet werden.

Das Konglomeratvon Staatsverträgen, Gesetzen, Satzungen und sonstigen Texten, das im Endeffekt
in eine Beitragspflichtfür Wohnungsinhabermündet, ist für jeden Bürger, der nicht über einen Bera-
terstab von Staats- und Rundfunkrechtsexpertenverfügt, nicht erklärlich. Die Tatsache, dass bereits
mehrere Dutzend Verfassungsklagendagegen eingereicht, aber noch nicht entschieden worden sind,
veranlasst mich zu der Annahme, dass es für den Widerspruchsbescheid gegen meine Widersprüche
keine gesicherte Rechtsgrundlage gibt.

Seitdem ein Gebührenbeauftragterder GEZ mich zum Zweck einer illegalen Hausdurchsuchung be-
sucht hat, sind mir die GEZ und ihre Nachfolgeinstitutiondurch und durch suspekt. Der Ermittler an
meiner Wohnungstür, drohte mir „wenn sie mich nicht reinlassen,
bin ich in 10 Minuten mit der Polizei da, aber danach kennen Sie Ihre Wohnung nicht wieder“.
Selbstverständlich konnte er das gesuchte Fernsehgerät nicht finden, weil es in meiner Wohnung
keines gab. Aberes war oder ist immer noch für die Verantwortlichenund Mitarbeiter beim öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkvöllig unvorstellbar, dass nämlich jemand, der keinen Fernseher angemel-
det hat, wirklichfreiwilligund liebendgern aufs Fernsehen verzichtet und nicht heimlich glotzt. Gen-
ausogut könnte jemand von der Kirche kommen und schauen, ob ich heimlich bete, aber keine Kir-
chensteuer zahle. Das Resultat dieser Nötigung zur Gestattung der Durchsuchung war ein Bescheid
über nachzuzahlendeRundfunkgebührfür ein Autoradio. Und diese Extragebühr ist längst nicht
mehr rechtens und war es vielleichtauch damals nicht.

Wer so arbeitet, macht mich misstrauisch, nimmt unser Recht nicht ernst und ist eine Gefahr für die
öffentlicheOrdnung. So etwas, solch eine Vorgehensweise, solch eine Einstellung, ist Unrecht, das
geeignet ist, unsere verfassungsmäßigeOrdnung durch eine andere zu ersetzen, wogegen jeder
Bürger ein Recht aufWiderstand hat. Zu Rechtsbruch will ich keinen Beitrag leisten müssen.

Ich bezweifle,dass die Organisation mit dem Namen „Beitragsservice“ überhauptberechtigt ist, Bei-
tragsbescheide herauszugeben,zu mahnen und ohne gerichtlichen ‘Ftel vollstrecken zu lassen.

Leider versteht beim sog. Beitragsservice niemand von den Verantwortlichendie banalsten alltägli-
chen Gepflogenheiten. Dieses Institut hat mir Mahnungen geschickt, bevorsie überhauptihre Leis-
tung nachgewiesenund ordentlich in Rechnung gestellt hat. Das habe ich bemängelt, aberdie ehe-
malige GEZ, bzw. ihre Nachfolgeorganisation,weigert sich, so etwas banales zu verstehen.

Der Beitragsservice verlangt eine Steuern ähnlicheZwangsabgabeaufdie Vermutung hin, dass es
sich bei meinem Arbeitsplatzmit Schlafgelegenheit in—um einen Haushalt handelt,
für den Rundfunkbeiträgezu entrichten sind. Da es sich nach Angabeder ehemaligen GEZ nicht um
eine Steuer handelt, sondern um eine Gebühr für erbrachte Leistungen, bzw. einen Beitrag für eine
Mitgliedschaftoder dergleichen, ist das für mich eine Betriebsausgabe,die ich gewinnmindernd gel-
tend machen kann - zumindest für den Teilder Räumlichkeiten, der ausschließlichberuflichgenutzt
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wird, aber dafür brauche ich eine prüffähige Rechnung. Der Beitragsservice venrveigert aber die Erst-
ellung eines Beleges für meine Buchhaltung. Am 15. August 2014 hatte ich dem Beitragsservice zu
diesem Themageschrieben:

Leider liegt mir zu Ihrer „Zahlungserinnerung“keine Forderung vor. Es ist ihnen vielleicht nicht geläufig, aber
in der Regel schickt man Kunden eine Rechnung und Untertanen einen Steuerbescheid, bevorman mahnt
und Säumniszuschläge erhebt. Vermutlich wollen Sie mich mit lhrem unbequemenRechnungswesen dazu be-
wegen, Ihnen die freieVerfügung übermein Konto zu gewähren;so verstehe ich Ihren Hinweis aufs Lastschrift-
verfahren. Es ist mir nicht nachvollziehbar,wie Sie auflhre Forderung in Höhe von 6 l,94 EUR kommen und
dem finanzamtkann ich diese Betriebsausgabenicht anhand Ihrer „Zahlungserinnerung“plausibelmachen.

Da der Beitragssenrice es offensichtlichnicht schafft, meine Briefe zu lesen, zu verstehen und zu be-
antworten, weil er mit zu vielen Bürgern das gleiche Problem hat, wie mit mir, sollte er sich ernsthaft
fragen, ob der Fehler bei ihm liegt und nicht bei den Kunden, bzw. Untertanen.

Ich bin Bürger von Berlin, nicht von Brandenburg. Ich glaubenicht, dass ich verpflichtet bin, für einen
Rundfunkzu bezahlen, der von einer Regierung beauftragtund kontrolliert wird, die ich nicht wählen
darf.

Der Rundfunkbeitragist eine Zwecksteuer
Ich bezweifle,dass eine Landesrundfunkanstalt,bzw. ein Beitragsservice, eine Steuer erheben oder
einziehen darf, egal ob sie Steuer oder Beitrag oder anders genanntwird.

EinemWohnungsinhaberenivächst kein Vorteil daraus, dass er für seine Wohnung einen Rundfunk-
beitrag bezahlt. Daher greift hier die Nähe des Beitrags zu einer Steuer.

Beiträge müssen dem ZahlerVorteile gewähren, was aber beim Rundfunkbeitragnicht der Fall ist, da
allein das InnehabeneinerWohnung oder einer Betriebsstätte keinen Vorteil gewährt. Daher ist nur
die Einordnung als Zwecksteuer gemäß 5 3 Abs. 1 Abgabenordnungmöglich. Gerichte haben aber
immer auf den vermeintlichenVorteil abgestellt, den der Rundfunkangeblich für alle habensoll und
der den Beitrag rechtfertigen soll. Weiter wird dabei oft die Vermutung aufgestellt, dass Rundfunk-
nutzung in den Wohnungen und Betriebsstätten stattfinden könnte.

Die Rechtsprechung des BVerfG hat aber herausgearbeitet,dass zu Beiträgen nur der herangezogen
werden darf, der aus einem öffentlichen Unternehmen einen Vorteil zu enrvarten hat und daher an
diesen Kosten beteiligtwerden soll (BVerfGE 14,312 317f.; BVerfGE 42,233 288). Wenn alle nach
Meinung von Gerichten einen Vorteil haben, gibt es keine abgrenzbareGruppe von Vorteilsempfän-
gern und es kann daher keine Einordnung als Beitrag erfolgen. Die Argumentationder Gerichte ist
damit faktisch falsch. Gestützt wird dies durch das im Dezember2014 veröffentlichteGutachten des
Wissenschaftlichen Beirats im Bundesfinanzministerium,das auf Seite 34 den Rundfunkbeitragals
„Steuer, die einer Zweckbindungunterliegt”, ansieht.

Weiter ist die Vermutung der Rundfunknutzungdurch die Gerichte irrelevant. Im RBStV ist die Inha-
berschaft einer Wohnung oder Betriebsstätte der Auslöser der Zahlungspflicht,nicht die Rundfunk-
nutzung. Die lnhaberschafteinerWohnung ist aber kein besonderesMerkmal,das eine besondere
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Abgrenzungeiner Gruppe erlaubt, denn eineWohnung hat quasi jeder. Dies ist für die Klassifizierung
als Beitrag aber notwendig (BVerfG 9,291 297f.).

Der Vorteil, den der Rundfunkdarstellen soll, ist auch von keinem Gericht nachgewiesen,sondern
immer nur behauptetworden.

Im Handbuchs des Staatsrechts, Band 5 findet sich aufSeite 1139 eine eindeutige Aussage: „Eine
Abgabeist jedenfalls immer dann eine Steuer und kein Beitrag, wenn sie Begünstigte und Nichtbe-
günstigte zur Finanzierungeiner staatlichen Leistung heranzieht.”

Eine RundfunkfinanzierungüberSteuern sei aberausgeschlossen,wie uns immerwieder gesagt
wird. Es wird von gleicherSeite öfter das Argumentgebracht, dass der Rundfunkbeitragkeine Steuer
sein kann, weil Steuern nicht zweckgebunden sein dürfen, sondern über den Haushalt verteilt wer-
den müssen. Ein Blick aufAbsatz64f der Entscheidung BVerfGE 65, 325 zur Zweitwohnungsteuer
fördert folgendes zutage: „DieAbgabeerfüllt nach ihrem maßgeblichenmateriellenGehalt (BVerfGE
49, 343 [353 ff.]) die Kriterien einer Steuer. Steuern im Sinne des Grundgesetzes sind einmalige oder
laufendeGeldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondereLeistung darstellen und
von einem öffentlich-rechtlichenGemeinwesen zur Erzielung von Einkünftenallen auferlegtwerden,
bei denen der Tatbestandzutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflichtknüpft [...] Diese Zweckbin-
dung des Aufkommensder Abgabesteht dem Steuercharakter nicht entgegen. Zwecksteuern ste-
hen zwar im Gegensatz zu den allgemeinenSteuern zu bestimmten Leistungen und Venivaltungs-
zwecken des Abgabeberechtigtenin Beziehung. Die Erfüllung der öffentlichenAufgaben, zu deren
FinanzierungZwecksteuern dienen, hat aber nicht den Charakter einer Gegenleistung des Abgabe-
berechtigtenzugunsten des Abgabepflichtigen.Der Kreis der Abgabepflichtigenist darum bei den
Zwecksteuern auch nicht aufsolche Personen begrenzt, die einen wirtschaftlichen Vorteil ausdem
öffentlichenVorhaben ziehen (BVerfGE 49, 343 [353 ff.]).”

In der gleichen Entscheidung findet sich im Absatz73 etwas zu Aufwandsteuern: „Wie in den Ent-
scheidungen BVerfGE 16, 64 (74) und 49, 343 (354) angeführt, soll die Aufwandsteuerdie in der Ein-
kommensverwendungzum Ausdruck kommendewirtschaftliche Leistungsfähigkeit treffen." Die Leis-
tungsfähigkeitwird aber beim Rundfunkbeitragnicht berücksichtigt, der „Verbrauchvon Rundfunk"
soll gerade keine Rolle spielen. Der Rundfunkbeitraglässt sich also auch nicht in die Kategorie Ver-
brauchs-und Aufwandsteuern nachArt. 105 Abs. 2a GG einordnen.

In der Entscheidung 1 BvR 668/10 vom 25.6.2014, in der die AbgrenzungSteuer/Beitrag anhand von
Straßenausbaubeiträgendurchdekliniert wird, findet sich in Absatz53 folgendeAussage: „Soweit die
Beitragserhebung grundstücksbezogenerfolgt, muss auch der Sondervorteil grundstücksbezogen
definiert werden."

Was ist der individuell-konkreteSondervorteil von Rundfunk, bezogen auf eine Wohnung oder eine
Betriebsstätte? Dem Bürger muss er scheinbar keinen Vorteil oder Nutzen bringen. Wenn es aber
keinen Vorteil gibt, kann es sich bei dem Rundfunkbeitragnicht um einen echten Beitrag im Sinne
der Abgabenordnunghandeln.

Wenn der Rundfunkbeitragfaktisch eine Steuer ist, stellt sich weiter die Frage, ob die Bundesländer
berechtigtwaren, eine solche Steuer zu beschließenoder ob eine Kollision mit Bundesgesetzen vor-
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liegt (Art. 74 GG). Beispielsweise werden in 5 9 RBStVAuskunftspflichtenvon Vermietern und Ver-
waltern festgelegt. Deren Rechtsrahmen in Form von Mietrecht und Wohnungseigentumgesetz ba-
siert auf Bundesgesetzen.

Teilweisewird von Gerichten argumentiert, der Rundfunkbeitragwäre keine Steuer, da die Möglich-
keit der Rundfunknutzungeine konkreteGegenleistung darstelle. Diese Sichtweise steht konträr zur
Ansicht des Bundesverfassungsgerichtsin seiner zweiten RundfunkentscheidungBVerfGE 31, 314.
In Absatz39 steht: „Die für das Bereithaltendes Empfangsgeräts zu zahlende 'Gebühr", die der An-
stalt des betreffendenLandes zufließt, ist unter diesen Umständen nicht Gegenleistung für eine Leis-
tung, sondern das von den Ländern eingeführte Mittel zur Finanzierung der Gesamtveranstaltung."

Der Zweck des heutigen Rundfunkbeitragshat sich nicht geändert, wie man 5 1 RBStV entnehmen
kann: „Der Rundfunkbeitragdient der funktionsgerechtenFinanzausstattungdes öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks im Sinne von ä 12 Abs. 1 des Rundfunkstaatsvertragessowie der Finanzierungder
Aufgaben nach 5 40 des Rundfunkstaatsvertrages."

Überführt man das Zitat des BVerfG in die heutige Zeit, müsste es lauten: „Der für das Innehaben
einer Wohnung zu zahlende "Beitrag", der der Anstalt des betreffendenLandes zufließt, ist unter die-
sen Umständen nicht Gegenleistung für eine Leistung, sondern das von den Ländern eingeführte
Mittel zur Finanzierungder Gesamtveranstaltung."

Für den Beitrag gibt es also keine Gegenleistung.

Am Beispiel der Deutschen Welle zeigt sich die Absurdität der Rundfunkbeitragskonstruktion.Auch
wenn die DWwie die übrigen öffentlich-rechtlichenRundfunkanstalteneine Anstalt des öffentlichen
Rechts ist, erhält sie keine Rundfunkgebühren. Die Finanzierungder DW wird maßgeblich mit einem
Zuschuss aus Steuergeldern aus dem Bundeshaushaltsichergestellt. Die DeutscheWelle erhält ihren
Zuschuss überden Beauftragtender Bundesregierung für Kultur und Medien, der seinerseits im
Bundeshaushaltdem Einzelplan der Bundeskanzlerinund des Bundeskanzleramtszugeordnet ist.
Daneben ist es der Deutschen Welle erlaubt, sonstige Einnahmen zu erzielen, etwa ausWerbung und
Sponsoring. Es geht also auch anders, wenn es politisch gewollt ist; und die Mehrheit der Bürger will
es anders.

EineWohnungs- oder Haushaltssteuerwäre aus meiner Sicht noch zu rechtfertigen, wenn man da-
von ausginge, dass die Existenz eines Haushaltsdie Belange der Gemeinden oder unter Umständen
vielleicht auch des Staates tangiert, weil damit auch Grundflächenverbrauch,Kosten für öffentliche
Infrastruktur und mehr verbunden sind, und zwar unabhängig davon, was und ob überhauptetwas in
dem Haushalt konsumiert wird, sei es z.B. Wasser, Zeitungen, Radio oder Fernsehen. Beim Rund-
funk ist es allerdings so, dass die Existenz jedes einzelnen konkreten Haushalts den Staat oder die
Sendeanstalten nicht belastet; die Kosten für den Rundfunkbleibendie selben, egal ob er für 10 Mil-
Iionen oder 10 Millionenund einen Haushalt sendet.

Ich meine, dass kein Unternehmen, keine Behörde oder sonst irgendwer für die Tatsache, dass ich
existiere und beim Einwohnermeldeamtfür mich eine Adressegespeichert ist, eine Gebühr oder ei-
nen Beitrag verlangen darf. Für das Eintreibenvon Steuern oder Gebühren oder Abgabenfür einen
Wohnsitz oder Haushaltwäre das Finanzamtzuständig,wenn es eine gesetzliche Grundlage dafür
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gäbe, aberauf keinen Fall ein oder mehrere Rundfunksenderoder deren Inkassoinstitut. Üblich ist es
aber in der BRD nicht, Kopfsteuern oder Haushaltssteuern unabhängig von der Höhe des Einkom-
mens, des Wertes von Grundbesitz,Erbschaften und dergleichen zu erheben. Zu Leben ist in der
BRD kein Besteuerungsgrund.

Für das Radio sehe ich eine gewisse Berechtigung, es aus Steuergeldern zu finanzieren, da es in Ka-
tastrophenfällenund Kriegen hilfreichsein kann, um Leben zu retten. Daher habe ich angeboten, die
Gebühr fürs Radio zu bezahlen. Die Fernsehprogrammeaber finde ich im Durchschnitt unzumutbar,
verblödend, Iobbyistengesteuert gleichschaltendund dem Ernst der Lage nicht angemessen.

Eine sozial gerechte Abgabe,um Zeitungen, Theater, Volkshochschulen, Büchereien zu finanzieren,
würde einem staatlichen Bildungsauftrageher gerecht als der sog. Rundfunkbeitrag,denn Unterhal-
tung sowieWerbung für Produkte und Dienstleistungen privatwirtschaftlicherUnternehmen ist keine
Staatsaufgabe.

Das Fernsehen ist nichts lebensnotwendiges,für das der Staat die Versorgung sicherstellen muss.
Trinkwasserund Grundnahrungsmittelsind für einen Haushalt viel wichtiger, aber die Versorgung
damit überlässt der Staat dem freien Markt, der Privatwirtschaft.

Der Rundfunkbeitragist ein Trick, die Finanzierungvon staatlichen Sendeanstalten ausSteuermitteln
entgegen den Gesetzen doch zu praktizieren, indem die Steuer nicht Steuer genannt wird, sondern
Beitrag. Daher heißt es in einem ähnlich gearteten Fall Solidaritäts-Zuschlagund nicht -Steuer. Das
ähnelt dem Herumeiern bei der Autobahnmautfür Ausländer, die nicht zulässig ist, abervon Interes-
senkreisen trotzdem durchgedrückt werden soll. Wenn die Finanzierungeines Staatsfunkaus Steu-
ern nicht zulässig ist, dann verstößt die Erhebung einer „Beitrag“ genannten Rundfunksteuertrotz-
dem gegen dieses Verbot, und nach den Erfahrungen ausder jüngeren Geschichte Deutschlands ist
dieses Verbot immer noch gerechtfertigt.

Der tatsächlichgegebeneGemeinlastcharakterder Rundfunkbeiträgeführt zu einer unzulässigen
Steuer. Der Rundfunkbeitragwurde durch die Länderparlamenteverabschiedet. Diese besitzen je-
doch lautArtikel 105 ff. Grundgesetz keine Gesetzgebungskompetenzfür bundesweite Steuern.

Eine Steuerzahlung kann ich nicht ausGewissensgründen veniveigern. Abereinen Beitrag. Eine
Steuer muss ich auch an einen Staat entrichten, der mir nicht passt, solange ich zu dessen Personal
gehöre (und man kann sich den Staat nicht aussuchen, in den man hineingeboren wird), abereinen
Beitrag leisten zum Unrecht, das ist etwas anderes. Steuern sind ausSteuerbürgersicht passiv, sie
werden auferlegt,erhoben, einbehalten,eingetrieben,erzwungen. Beitragen aber ist aktives Handeln
— bei-tragenl.

Der Rundfunkbeitragverstößt gegen das Gleichheitsgebot

Der Rundfunkbeitragwird pro Wohnung erhoben, ohne Berücksichtigung der Anzahl der darin woh-
nenden Personen, vornehmlichausGründen der Vereinfachung(„EineWohnung - ein Beitrag").
Wenn die PersonenanzahlausVereinfachungsgründenbei der Wohnung nicht erfasst wird, warum
erfolgt die Erfassung der Mitarbeiter bei Betriebsstätten? Darausergebensich systematischeUnge-
rechtigkeiten.
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Ein Grundsatz der Typisierung ist, dass wesentlich ungleichesnicht gleich behandeltwerden darf.
Bei der Wohnungsabgabewerden Wohnungsinhabermit Möglichkeitzum Rundfunkempfangund
solche ohne diese Möglichkeitals eine Gmppe angesehen, das könnte aber noch in den Grenzen
der Pauschalierung liegen. Die Anzahl der Bewohner einerWohnung wird nicht berücksichtigt,da-
durch ergibt sich, dass ein Singledeutlich mehr zahlen muss. Das verletzt das Gleichheitsgebotaus
Art. 3 Abs. 1 GG.

Dr. Hennann Eicher, Justiziardes SWR, ist einer der beidenAutoren des Artikels „Die Rundfunkge-
bührenpflicht in Zeiten der Medienkonvergenz”,veröffentlicht in „Neue Zeitschrift für Venivaltungs-
recht” 12/2009. Dort kann man folgendes Iesen:„VerfassungsrechtIichbedenklichist schließlichdie
Reformvarianteeiner geräteunabhängigen Haushalts-und Betriebsstättenabgabe.Insofern ist frag-
lich, ob eine solcheAbgabeden vom BVerfG (Vgl. BVerfGE 55 274 (303 f.) = NJW 1981, 329) entwi-
ckelten Anfordemngen an eine Sonderabgabegenügt und eine Inanspruchnahmeauch derjenigen,
die kein Empfangsgerät bereithalten,vor Art. 3 I GG Bestand hätte.”

Der Rundfunkbeitragals verkappteSteuer verstößt gegen die Prinzipieneiner gerechten Lohn- bzw.
Einkommensbesteuerung.Wendet man sich den Prinzipiender Besteuerung zu, dann lässt sich ge-
mäß der Standardwerkeder Finanzwissenschaftdas Leistungsfähigkeitsprinzipals grundlegendes
Prinzip der Besteuerung von Löhnen und Einkommenherausstellen. Dies besagt, dass sich die
Steuerlast nach der Fähigkeit ausrichtensollte, die Steuern zu tragen.

Ich bin der Überzeugung,dass in einem sozialen Rechtsstaat zur Finanziemngder staatlichenAuf-
gaben alle Bürger gemäß ihrem „Vermögen“, ihrer Leistungsfähigkeit, ihren Beitrag leisten sollten.
Wenn abereine Millionärsfamiliemit Staatsministerin und siebenKindern nur ein Neuntel des Rund-
funkbeitragspro Kopf entrichten muss, der von mir als allein lebendePerson ohne nennenswertes
Einkommenverlangt wird, dann ist das kein gerechter sondern ein krankerStaat. Auch wenn die
RundfunkgebührGesetz ist oder gesetzlich aussieht, so ist sie doch Unrecht.

Pflegeheimesollten eigentlich auch Rundfunkgebührzahlen. Für große Aufregung sorgte zu Beginn
des neuen Konzeptes der Weg, auch Bewohnern von Pflegeheimendie monatlicheZahlung abzuver-
Iangen. Die SozialverbändeDeutschlands gingen jedoch aufdie Barrikaden und forderten Schutz für
diese besondereGruppe von Menschen. So hatten beispielsweisedie Proteste des Sozialverbands
VdK Deutschland Erfolg. Sie argumentierten, dass Menschen, die in einem Pflegeheimbetreutwer-
den, oftmals gar nicht mehr in der Lage seien, das Angebot von Radio oder Fernsehen zu nutzen.
Ich bin auch nicht in der Lage, das Angebot des Fernsehens zu nutzen, weil ich kein Fernsehgerät
habe.

Für Altersheime ist für alle Bewohner nur einmal der Haushaltsbeitragzu zahlen, unabhängig von
Einkommenund Vermögen. Nicht alle Bewohner von Seniorenresidenzen sind arm oder nicht in der
Lage, Radio zu hören oder fernzusehen. Die meisten sind reicher als ich und konsumieren viel häufi-
ger öffentlich-rechtlichenRundfunk.

Personen, die keinen Haushalt haben, aber Rundfunkgerätenutzen, müssen keinen Beitrag bezah-
Ien. Das trifft auf sehr viele Menschen außerhalb Deutschlands zu, aufAusländer und Deutsche. Aber
Menschen, die hier eine Adresse haben, egal, ob sie dort wohnen oder nicht, und für die nicht schon
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jemand anderes den sogenannten Beitrag für die Wohnung bezahlt, müssen zahlen, auch wenn sie
den öffentlichen Rundfunknicht nutzen.

Auch wer als Singlemehrere Haushalte hat, abersich ja immer nur in einem davon zur selbenZeit
aufhalten kann und Rundfunkempfangen kann oder auch nicht, muss ungerechteniveise den Rund-
funkbeitragmehrfachzahlen.

Wohngemeinschaften,wenn sie Glück haben oder es geschickt anstellen, zahlen egal wie viele sie
sind, gemeinsam nur einen Rundfunkbeitrag,ebensodas enuachseneKind in der Einliegerwohnung
im elterlichen Eigenheim. Aberwer Pech hat, oder es ungeschickt anstellt, wird in den gleichenSitu-
ationen beitragspflichtig.Es ist nicht eindeutig geregelt, wann eineWohnung als Wohnung zu gelten
hat und der Inhaberdamit beitragspflichtigist oder nicht und ob Flurevor den Wohnungen, Apart-
ments oder Zimmern allgemeinzugänglich sind und was überhauptein Flur ist und was allgemein
heißt.

Die uneindeutige Definition der Wohnung und die Zufälligkeit der Festlegung der Beitragspflichtführt
in Konsequenz dazu, dass Beitragszahler einen höheren Beitrag leisten müssen, als zur Finanzierung
des Rundfunkserforderlich wäre, da andere aufGrund der uneindeutigen Rechtslage zufällig der
Beitragspflichtentgehen.

Der Wohnungsbegriffverstößt gegen die Normenklarheit
Die Definition einerWohnung ist zu unbestimmt,die tatsächlicheTragweite ist nicht direkt aus dem
Gesetz erkennbar. Das verstößt gegen die NormenklarheitausArt. 2 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 GG.
Das sieht übrigens auch die Konferenzder Datenschutzbeauftragenso, nachzulesenaufSeite 34
(bzw. 35 im PDF) der hessischen Ausschussvorlage HAN18/17 - Teil 1.

Der Rundfunkbeitragverletztdie informationelleSelbstbestimmung

Jeder Wohnungsinhaberund jeder Betriebsstätteninhaberwird von den Rundfunkanstalten in einem
bundesweiten, zentralen Register erfasst. Dies ist Meldebehörden aus Datenschutzgründen nicht
erlaubt.Weiter werden persönliche Merkmalewie Hartz IV Empfang u.a. erfasst. Das verletzt die in-
formationelleSelbstbestimmungausArt. 2 Abs. 1 GG in Verbindungmit Art. 1 Abs. 1 GG.

Der sogenannte Beitragsservice verfügt offensichtlich sogar überdie Macht und die erforderlichen
Daten, meine Mietkautionzu pfänden, um mich in die Obdachlosigkeitzu treiben (siehe unten). Solch
eine Gewaltausübungmittels Datenmissbrauchsist unerträglich die Menschenrechte verachtend.

Der Rundfunkbeitragverletztdie Informationsfreiheit
Menschen müssen sich keine Informationenaufdrängen lassen und haben daher das Recht, Rund-
funk nicht zu nutzen. Diese negative InformationsfreiheitausArt. 5 Abs. 1 GG in Verbindungmit Art.
2 Abs. 1 GG wird möglicheniveisebeschnitten,weil man durch den Rundfunkbeitragden Rundfunk
finanzierenmuss.

Dass es mit ARD und ZDF zwei annähernd gleicheSendergruppen gibt, ist eine unzumutbareAusle-
gung des Grundgesetzes bezüglicheiner Gmndversorgung mit öffentlich rechtlichem Rundfunkund
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verletzt mein Grundrecht auf Informationsfreiheit,weil mir durch die überhöhten Monatsbeiträgedes
aufgeblähtenöffentlich-rechtlichenRundfunksdiese Geldmittel für den Zugang zu anderen unab-
hängigen Informationsquellenfehlen.

Der Rundfunkbeitragverletztdie Religionsfreiheit
Wer aus religiöser Überzeugung Rundfunk(bzw. das Fernsehen) ablehnt, wird durch den Rundfunk-
beitrag gezwungen, den abgelehnten Rundfunkzu finanzieren. Das verletzt die Religionsfreiheit aus
Art. 4 GG.

Maßgebliche Politikeraus Regierungen, Fraktionen und Parteien - auch unsere Bundeskanzlerin-
betonen immerwieder, dass die Bundesrepublik Deutschland aufchristlich-jüdischer Leitkultur bzw.
einer daraushen/orgegangenenWertegemeinschaft basieren.

Die christlich-jüdischeWertegemeinschaft ist aber nicht unsere verfassungsgemäßeOrdnung.
Die öffentlich rechtlichen Sendeanstalten haben von der Zusammensetzungder entscheidenden
Gremien und von den Regierungsparteien den Auftrag, die christlich-jüdischeWertegemeinschaft
abzubildenund Zuhörer und Zuschauerso zu informieren, zu unterhalten und zu beeinflussen,wie es
den Anhängern dieser Werte- oder Glaubensgemeinschaftentaugt. Dem will ich mich entziehen, und
deshalb habe ich seit über20 Jahren kein Fernsehgerät mehr in meinem Haushalt, und deshalb will
ich diese Organisationen, Behörden, Sender, Parteien, Lobbyisten nicht mit Beiträgen unterstützen.
Ich will keinen Beitrag leisten für einen Rundfunk,der einer christlich-jüdischen Leitkultur verpflichtet
ist. Ich zahle Steuern für einen Iaizistischen Staat, der unserem Grundgesetz folgt, aber keinen Bei-
trag zu Organisation, die eine religiöse Gesellschaft aus diesem Staat gemacht hat oder machenwill.

Das Freidenkertum ist 1932 verboten worden. Und nach dem Niedergang des Nationalsozialismus
wurde rasch wieder eine starkechristlich-abendländischeÜbenivölbungaller öffentlichen
Angelegenheiten zur venneintlichenSelbstverständlichkeitbei den wieder einflussreichenEliten.

Der Staat zwingt andere als die lange etablierten Glaubensgemeinschaftenin kirchenähnlicheStruk-
turen, um überhauptVemandlungspartnersein zu dürfen. Eine Grundlage dafür bietet unser Grund-
gesetz nicht.

Der Staat maßt sich an, Kirchensteuern einzutreiben,macht sich zum Erfüllungsgehilfenfür Instituti-
onen, die Ideologien und Praktiken verbreiten, die zum Teil nicht verfassungskonformsind, wie zum
Beispiel die Arbeitsverträgevon Kirchenmitarbeitern.Wenn die Kirchensteuer eine Steuer ist, die
aufgabengebundenoder zweckgebunden verwendet wird, dann ist der sog. Rundfunkbeitragebenso
eine Steuer und er kommt derselben Ideologie zu Gute. Das SendungsbewusstseinklerikalerKreise
und das der öffentlich-rechtlichenSendeanstalten stimmt in großen Teilenüberein.

Sendeplätze für Kirchen im Fernsehen und Radio, z.B. Morgenandacht, „Tag für Tag“, Gottesdienst
am Sonntag im DLF und mehr nehmen einen großen Teil bester Sendezeiten ein und verbrauchen
Rundfunkbeiträgevon Menschen, welche diese Religionen ablehnen.

Zur Zeit wird das Lutherjahr in staatlichen Medien gefeiert, und zwar finanziert aus dem sog. Rund-
funkbeitragvon Menschen, bzw. Haushalten, die zum übewviegendenTeil nicht protestantisch sind
oder gar nicht an Gott glauben.Luthers Juden— und Türkenhassund seine unbedingteBefürwortung
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der Obrigkeitshörigkeitsind mit unserem Grundgesetz nicht vereinbar und zur Zeit besondersge-
fährlich in Anbetrachtder religiösen Auseinandersetzungen in der Welt.

Der RundfunkratBerlin-Brandenburghat 29 Posten, 5 mit religiösem Hintergrund, 5 vertreten Unter-
nehmer—lnteressen, 9 sind Bürgermeister und andere Politiker; die Sorben sind vertreten, Jugend,
Eltern, Künstler, Landesfrauen, Beamte, Sportler, Musiker, aber niemandvertritt die Interessen der
Atheisten, Konfessionslosen, Humanisten. Die katholischeKirche, die im Ausland einen eigenen au-
toritären Staat betreibt, hat im Rundfunkratmitzureden und darf meinen Rundfunkbeitragfür eigene
Ziele verwenden. Das ist nicht in Ordnung.

Die nicht religiösen und nicht konfessionsgebundenenMenschen haben einen größeren Bevölke-
rungsanteil als die Katholikenoder die Protestanten. Aberdie größte Bevölkerungsgmppe ist in den
entscheidenden Gremien des staatlichen Rundfunksnicht vertreten — die nicht Religiösen. Meine
Glaubensrichtungist ausgeschlossen.

Die Kirchen sitzen in den Rundfunkrätenund allen für das ProgrammmaßgeblichenGremien — die
Humanisten nicht. Dass den Kirchen Sendezeiten im Fernsehen und Radio zugestanden werden und
sie in den Rundfunkrätensitzen, ist nicht in Ordnung, so lange Humanisten leer ausgehen, aberden-
noch Rundfunkbeiträgezahlen müssen.

Konfessionslosewerden gesamtgesellschaftlich benachteiligt,seit es Kirchen und dergleichen gibt.
Ich möchte z.B. auch gern zu einer Gemeinde gehören, das ist ein menschliches Urbedürfnis, aber
nicht zu einer Kirchengemeinde. Der Staat sichert — auch mit Hilfeder staatlichen Sendeanstalten —

den Kirchen das Oligopol als Anbietervon Gemeindeleben— mit sehr negativen Folgen für das
soziale Leben im gesamten Land. So ist das in unserem Grundgesetz nicht vorgesehen.

Die aktuelle Organisation des staatliches Rundfunkentspricht nicht unserer freiheitlich
demokratischenGmndordnung
Die Rundfunkfreiheitgemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz gilt nicht für juristische Personen des
öffentlichen Rechts, also auch nicht für die öffentlich-rechtlichenRundfunkanstalten in Deutschland.

Die Sendeanstalten vertreten, propagieren und unterstützen einen Staat, der nicht unserem Grund-
gesetz entspricht.

Die gesetzlichen und vertraglichenGrundlagen des Rundfunkbeitragssehe ich als nicht verfas-
sungsgemäß zustande gekommen an, da seit langer Zeit unsere Parlamenteentmachtetsind durch
Verträge zur Sicherung von Mehrheiten, wie Koalitionen, Sitzungs-‚ Fraktionsordnungen, Redezeit-
begrenzungen,Ausschussbesetzungund dergleichenmehr, die keine Grundlage im Gmndgesetz
haben.

Politiker, die in Ausnahmefällenexpliziterklären, dass es bei einer einzelnen Abstimmungkeinen
Fraktionszwanggibt, bekennendamit, dass sie in der Regel weisungsgebunden abstimmenmüssen,
und daher sich nicht unserer freiheitlich demokratischenGrundordnung verpflichtet fühlen, sondern
genötigt sind, sich einer Partei- oder Fraktionsdisziplinzu unterwerfen.
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Die maßgeblichen Parteien beherrschen die öffentlich-rechtlichenRadio- und Fernsehsender. Diese
Parteien zeigen eine auffallendstarkeBereitschaft, mittels Koalitionsverträgen und dergleichen Fixie-
rungen die Parlamentezu entmachtenund zusammen mit Meinungsmacherinstituten,wie z.B. der
Bertelsmann-Stiftung,unsere verfassungsmäßigeOrdnung zu beseitigen.

Nicht ohne Gmnd ist nach dem Untergang des Deutschen Reiches von den Siegerrnächten eine fö-
derale Verfassungfür Deutschland auferlegtworden. Tatsächlichhöre ich aus regierenden Kreisen
aber immerwieder konträre Forderungen nachZentralisierung,wie z.B. aktuell den Verfassungs-
schutz der Länder betreffend.Gegen die Tendenz,die BRD zu einem zentralistisch regierten Staat zu
machenund dies via Staatsrundfunkden Bürgern als alternativloserscheinen zu lassen, wehre ich
mich.

Deutschland ist nicht ohne Grund als Bundesrepublikgegründet worden und den Bundesländern die
Kulturhoheit übertragenworden. Demzufolgemuss auch das Betreiben öffentlich-rechtlicherRund-
funksenderLändersachesein. Tatsächlichgibt es aber Deutschlandradio, bundesweitesZDF und
ARD, die gemeinsamTräger, Inhaber, Betreibereiner bundesweit tätigen Organisation sind, die sich
„Beitragssewice“ nennt.

Wir wissen nicht, welchen Einflussdie nicht von den Bürgern gewählten Entscheider in den Rund-
funkgremienaufProgramme, Mitarbeiter und Sendungen haben, denn das bleibt geheim, es gilt aber
als sehr wahrscheinlich, dass uns eine gefilterte oder geschönte Wahrheit aufgetischtwird.

Bei ihrem Besuch in einer Berliner Schule soll BundeskanzlerinMerkel gegenüberder ARD und an-
deren Medienvertretern eine strikte Presse-Zensur durchgesetzt haben. Im Gespräch mit Schülern
soll Merkel das Filmender Frage-Antwort-Rundeuntersagt haben, insbesondereden Part, in dem
BerlinerSchülermit palästinensischenWurzeln kritische Fragen zum Waffentransport nach Israel ge-
stellt hatten. Kritikersprechen von Zensur durch die Kanzlerin und fühlen sich an die „Aktuelle
Kamera“ der DDR erinnert. lsraelkritischeswird anscheinend grundsätzlich zensiert, vermutlich auf
Grund des christlich-jüdischenWertesystems unserer Regierenden oder der sie Ienkenden Einfluss-
gruppen.

Es ist Zensur, wenn die Bundeskanzlerinder Tagesschau- die ich mit meinem Rundfunkbeitragbe-
zahlen soll - untersagen darf, welche Antworten der Kanzlerin gesendet werden dürfen. Dass sich die
Redaktion aberauch noch an diese Anweisung hält, zeigt, dass öffentlich-rechtlicherRundfunksich
schon zu einem Propaganda-Organder Bundesrepublikentwickelt hat.

Neuerdings hat Frau Merkel angekündigt, das Internet effektiverzensieren zu wollen, vermutlich weil
immer mehr Menschen sich vom Staatsrundfunkabwenden, um regierungsunabhängig informiert zu
sein.

Ein unabhängigen demokratischerund laizistischer Bürgersender, der mit einkommensabhängigen
oder freiwilligenGebühren finanziertwürde — auch von mir!‚ wäre meines Erachtensabereine
bessere Lösung, als das Stochern nach vermeintlichenWahrheiten im Nebel eines mehr oder weni-
ger glaubhaften und nicht nur von Regierungen zensierten WWW. Leider ist so etwas unmöglich, so-
lange es den Staatsrundfunk in der jetzigen Fonn gibt und auch deshalb lehne ich diese Organisation
und den Rundfunkbeitragab.
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Die einzige Möglichkeit, meineAbneigunggegen verfassungsfeindlicheBemühungen in Regierungen
und Staatsrundfunkauszudrücken, ist die Weigerung, Beiträge dazu zu leisten. Auf keinen Fall will
ich zu nicht verfassungskonformenOrganisationen „beitragen“ (müssen).

Der Rundfunkstaatsvertragbegründetmeine Beitragspflicht?Sorry, aber ich bin nicht Vertragspart-
ner.

Fernsehen ist verzichtbar, schädlich,schlecht und Verschwendungvon Ressourcen und
Lebenszeit
Das Fernsehen, egal ob öffentlich rechtlich oder privat, verhindert Kontakte und soziales Leben,
bringt stattdessen Vereinsamung. InsbesondereSenioren leiden unter den negativenAuswirkungen
der fernsehenden Gesellschaft.

Menschen, die fernsehen, unterhalten sich nicht miteinander, sondern lassen sich unterhalten, und
sie verlieren die Fähigkeit, mit Menschen zu kommunizieren.

Die vielen Gewaltdarstellungen, jedes Jahr hunderte Morde im Unterhaltungsprogramm, schreckli-
ches aus allerWelt verunsichern die Menschen und führen zu Angst, Hass und Feindlichkeitgegen-
über Fremden und Nachbarn. Terroristen nutzen das Fernsehen für ihre Zwecke.

Das Fernsehen ist eine Gefahr für den gesellschaftlichenZusammenhalt und damit verbunden
Demokratieund Solidarität.

\fieles ökologisch und gesellschaftlich Nachteiligewird durchs Fernsehen angeregt, verbreitet, pro-
pagiert; z.B. Kreuzfahrten,Wintersport, Tourismus,Völlerei,Hooliganismus, illegaleAutorennen...
Ökologisch bedenklichist auch, wie viel Strom dafür verbrauchtwird.

Es wird für Produkte und Verhaltensweisen geworben, die ökologisch negativ, gesundheitsschädlich,
überteuert sind und es wird verantwortungsloszum wegwerfen intakter, abermodisch überholter
Sachen, bewegt. Dafür will ich keinen Beitrag leisten.

Die öffentlichen Rundfunkanstaltenbeugen sich der Macht der Betreibervon Privatsendern und In-
ternetdiensten und löschen Podcasts, bzw. bietensie gar nicht erst an, die aus Rundfunkbeiträgen
finanziertworden sind.

Für die Übertragung von Sportereignissen wird ein nicht verantwortbar hoher Teilder Rundfunkbei-
träge an Personen und Institutionenverschleudert, die es mit den Gesetzen oder zum Beispiel auch
der Würde oder körperlichen Unverletzbarkeitder Menschen nicht genau nehmen (z.B. Doping). Und
dann dienen diese Sportübertragungen dazu, uns ständig Werbung zu zeigen, aufSportler-Trikots
und in den Kulissen. Ein Staatsfernsehen, das sich von seinen Bürgern bezahlen lässt, darf nicht die
Plattform für Werbung sein, die für die werbendenUnternehmengratis auf die Bildschirmegeflim-
mert wird.

Die Fernsehprogrammesind offensichtlichauch nicht besser, eher noch schlechter, alberner,sinn-
freier, quotenorientierter geworden, seit ich meinen Fernseher Anfang der 90er Jahre abgeschafft
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habe. Diesen Eindruck musste ich von den Besuchen bei meiner Mutter im Altersheim mitnehmen.
Und die Fernsehkritiken in gedmckten Medien untermauerndies.

DasWetter (der Wetterbericht)wurde mir präsentiert von der Dresdner Bank und mit einem peinlich
blöden tanzenden Regenschirm garniert. Und die Tagesschau:wer steckt dahinter?

Am 15. August 2014 hatte ich dem Beitragsservice bereits zu diesem Themageschrieben: Bei dieser
Gelegenheit bitte ich Sie, dieWerbung aufihren Sendern abzuschalten. lch konsumiere prinzipiell nichts, das
im Radio (Fernsehgerät habe ich nicht) beworbenwird, flihlemeine Lebensqualitätdurch omnipräsenteWer-
bung erheblich beeinträchtigtund möchte daher auch mit meinem Geld nicht dieVoraussetzungen für Rund-
funkwerbung finanzieren.Die anderen, aber vergleichbaren,Werbesenderbekommennichts von der Rund-
funksteuer,bzw. der Haushallsabgabe,die Sie eintreiben,und sind dafür aber unabhängig von Regienmgen
und politischen Parteien. lch will für keinen Regierungssender bezahlen,der für PrivatunternehmenWerbung
machtund mich nachMaßgabeeinflussreicherKreise derVlfirlschaftund Politik beeinflussenwill.

Die öffentlich rechtlichen Sender richten sich genausonach Einschaltquoten und Werbeeinnahmen
wie die privaten, und die Gewinnerzielungsabsichtwird im täglichenBetrieb höher bewertet als der
staatlicheAuftrag, die Bürger zu informieren und die Kultur zu fördern. Es gibt keinen triftigen Grund,
Wirtschaftsunternehmen, die im Auftrag des Staates das gleichetun, wie private Sender, aus
Zwangsabgabenvon Bürgern zu finanzieren, besondersda die Privaten zeigen, dass es ohne Steu-
ern, Gebühren, Beiträge, Zwangsabgabenauch und nicht schlechter geht.

Andere Sender, die ein ähnliches Programmmit Werbung anbieten,finanzieren sich ohne Zwangs-
abgabevon Bürgern. Wir wissen allerdings, dass Medien, die sich ausWerbung finanzieren, abhän-
gig von ihren Werbekundensind, und dass diese Tatsacheeinen Einflussdaraufhat, was den Kon-
sumenten als Wahrheit dargestellt wird. Ein werbefinanzierterStaatsrundfunk kann daher auch nicht
als wirklichglaubwürdigangesehen werden und hat es nicht verdient, zusätzlich Beiträge, Gebühren
oder Steuergelder zu bekommen.

Ich weigere mich, diese schädlichekrankhafteEntwicklungmit meinem Geld voranzutreiben. Ein
Beitrag ist nachmeinem, und nicht nur meinem, Verständnisetwas freiwilliges,der sogenannte
Rundfunkbeitragist eine Zwangsabgabezur Finanzierung von Unrecht.

Verbraucherhaben nur eine Möglichkeit,Anbieterzu Qualitätsverbesserungenzu bewegen, nämlich
die schlechten Produkte nicht zu kaufen. Der Anbieter,den man bezahlenmuss, auch wenn man
sein Angebot, sein Produkt, nicht abnimmt, ist ein Genie oder ein öffentlich-rechtlicherSender.

Die Empfangsgeräte abzuschaffen und den Rundfunkbeitragnicht zu zahlen, ist die einzige Möglich-
keit, den Sendern gegenüberdas Missfallen an ihrem Angebot deutlich zu machen.

Statt sich in Bürgernähe zu üben, kämpft der öffentlich-rechtlicheRundfunkgegen kritisch denkende
Bürger. So hat man die GEZ abgeschafft, weil dies ein leicht kommunizierbarerkurzer Begriff ist, und
man hat sie durch Wortungetüme ersetzt, die kaumjemandmit einer Vorstellung von etwasWahrem
in Verbindungbringen kann.
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www.domain-recht.deschrieb: „Die Gebühreneinzugszentraleder öffentlich-rechtlichenRundfunk-
anstalten (GEZ) hat mit einer Abmahnungdes Internetportals akademie.defür hohe Wellen gesorgt:
über ihre Rechtsabteilungwill die GEZ untersagen lassen, dass dort künftig Begriffe wie "GEZ—Ge—
bühr" oder "Gebührenfahnder" venivendetwerden. Das lnformationsportalakademie.de, das seinen
Nutzern handfestes und praxistauglichesWissen zur Verfügung stellen will, hatte inzwischen nicht
mehr erreichbareTipps und Musterbriefe im Internet veröffentlicht, die bei der GEZ-Abmeldungoder
der Klärung der PC-Gebührenpflichthelfen sollten. Dabei soll akademie.de "nicht existente‘ oder
"falsche" Begriffe wie zum Beispiel "GEZ-Gebühr", ‘GEZ-Anmeldung‘ oder ‘GEZ-Abmeldung‘ver-
wendet haben, die geeignet sind, ein - so wörtlich — "negatives Image der GEZ hervorzurufen“. Weit
über20 Begriffe werden so von der GEZ beanstandet.Zugleich schlägt die GEZ alternative und nach
ihrer Auffassung rechtmäßige Begriffe vor, so für GEZ-Gebühr künftig "gesetzliche Rundfunkgebüh-
ren‘, für den GEZ-Fahnder 'Beauftragtendienstder öffentlich rechtlichen Rundfunkanstaltenoder
Rundfunkgebührenbeauftragter",für GEZ-Anmeldung ‘gesetzlich vorgeseheneAnmeldung von zum
Empfang bereit gehaltener Rundfunkgeräte“ oder für GEZ-Briefe "lnformationsschreibender GEZ
und/oderSchreiben,mit dessen Hilfeder gesetzlicheAuskunftsanspruchdes 5 4 Abs. 5 RGebStV
geltend gemachtwird". Für jede weitere öffentlicheVenMendungeines Verbotsworts soll
akademie.deEUR 5.100,- bezahlen; für den Fall, dass man der Aufforderung nicht nachkommt, kün-
digte die GEZ an, ihre Ansprüche gerichtlich geltend zu machen.“

So und überhauptwird ein großer Teilder Rundfunkgebührenfür Rechtsstreitigkeiten verbrauchtund
ein Volk eingeschüchtert. Die Anstalt unterhält einen großen Kreis von Rechtsexperten, für die allein
schon viele tausendBürger Steuern oder Gebühren, pardon, Beiträge, zahlen müssen. Ist das nicht
wahnsinnig?

Zustellung, Klagefrist, Schriftverkehr
Ich nehme an, dass die Klagefrist noch nicht zu laufenbegonnenhat, da vom Absendereine ordent-
Iiche Zustellung von Amts wegen offensichtlichnicht beabsichtigtwar. Dennoch sehe ich meine
Klage für geboten an, da mir die Rechtsbehelfsbelehrungdes Absenders keine andere Wahl lässt,
als innerhalb eines Monats nach Eingang des Widerspruchsbescheids Klage zu erheben.

Der Widerspruchsbescheid ist mir nicht zugestellt worden. Der Briefträger hat mir das Schreibenam
16. Dezemberin den Briefkastengeworfen.

Absenderdes Schreibensist ARDZDF DeutschlandradioBeitragsservice, Referat Finanzen und Ser-
vice, Herr Tutt.

Das Schreiben ist auf den 09.12.2016 rückdatiert, der Poststempel ist vom 14.12.2016.

Das Schreiben beziehtsich aufmeineWidersprüche vom 1. Juni und und 1. Oktober2015 (jawohl,
2015!), gerichtet an den Rundfunk Berlin-Brandenburg,Masurenallee8-14, 14057 Berlin.

Trickreich,wie man ihn kennt, hat der Sogenannte Beitragsservice seinen Widerspruchsbescheid für
meine beidenWidersprüche bis kurz vor Weihnachtenzurückgehalten, wohl wissend, dass man zum
Jahreswechsel keinen Rechtsbeistandauftreibenkann.
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Grundsätzlich datiert der Beitragsservice seine Schreibenzurück, z.B.:
- das Schreibenvon angeblich 01.08.2014 landete am 15.08.2014, also 2 Wochen nach dem Phan-
tasiedatum, in meinem Briefkasten und enthieltdie Forderung, innerhalb von 2 Wochen angeblich
rückständige Rundfunkbeiträgezu zahlen, da sonst zusätzliche Kosten anfielen;
- das Schreibenvon angeblich 01 .05.2015 landete am 13.05.2015 in meinem Briefkasten,
- das Schreibenvon angeblich 03.07.2015 am 09.07.2015,
- das Schreibenvon angeblich 01 .09.2015 am 12.09.2015,
- das Schreibenvon angeblich 09.12.2016 am 16.12.2016 (Poststempel vom 14.12.2016).

Auf meinen ersten Widerspruch vorn 1. Juni 2015 hatte der Beitragssenrice nicht mit einemWider-
spruchsbescheid reagiert, sondern am 30.06.2015mit einem Formular „Ihr Rundfunkbeitrag“und
angehängter Liste der Forderungen und am 03.07.2015 mit einem Schreiben „Zahlung der Rund-
funkbeiträge“, in dem die Anstalt ein Lastschriftmandatwünscht, um meine Beiträge direkt von mei-
nem Konto einziehen zu können. Mit Schreibenvom 23.07.2015 folgte eine „Erinnerung: Ihr Rund-
funkbeitrag“und 24.08.2015 eine „Zweite Erinnerung: Ihr Rundfunkbeitrag".Ich wurde darin aufge-
fordert, jede Betriebsstätte und beitragspflichtigeKraftfahrzeuge anzumelden, ein Schreiben, an das
erinnert werden konnte, hatte ich zuvor jedoch nicht erhalten.

Mein Widerspruch vom 01.06.2015 hatte folgenden Inhalt:

Ihr Bescheid, den Sie aufden 01.05.2015zurückdatierthaben, ist am 13. Mai hiereingegangen.
Gegen diesen Bescheid erhebe ich Widerspruch.
Ich fordere Sie auf,meine Schreibenan Sie vom 17.02.2014 und 15.08.2014zu beantworten. Rech-
nungen, Mahnungen undBescheide sind keineAntwort. Danachkann undwerde ich meinen Vl/ider-
spruch begründen.
Ich fordere Sie auf,mir zu erklären, warum Sie Ihr Schreibenvom 1. August 2014 und Ihren Bescheid
vom 1. Mai 2015 umjeweils2 Wochen zurückdatiert haben. Die hinterlistige VerkürzungmeinerWi-
derspruchsfrist machtmeinesErachtens Ihren Bescheid nichtig. Wammdrucken Sie die Rechtsbe-
helfsbelehrungin einem hellen Grau, das kaumlesbar ist, aufdie Rückseite?Das ist versuchte Bau-
ernfängerei. Ihrer Rechtsbehelfsbelehmngkann ich die Rechtsgrundlagen für Ihr Tunnicht entneh-
men. Gesetzestitel und Fundstellensind für mich als Nicht-Juristen keineBegründung.
Ich fordere Sie auf,zu rechtfertigen, wamm Sie mir einen Bescheid über69,94Euro schicken, aber
einen Überweisungsvordruckanhängen, mit dem ich 231,28 Euro zahlenmuss.
Schicken Sie mir bitte eine Rechnung oder einen Bescheid überdie alte Radio-Gebührohne Fern-
sehzwangsabgabe‚die ich widerspruchslos zu zahlen bereitbin, wie ich Ihnen bereitsmitgeteilthabe.

Mit Schreibenvom 01.09.2015, bei mir eingegangen am 12.09.2015, schickte der Beitragsservice
immer noch keinen Widerspruchsbescheid, sondern einen Festsetzungsbescheidmit dem Hinweis:
„Dieser Bescheid ist ein vollstreckbarerTitel. Damit ist eine der Voraussetzungenfür die Zulässigkeit
der Zwangsvollstreckung gegeben“.

Auf diesen Bescheid habe ich wie folgt geantwortet:

Ihr Bescheid, den Sie aufden 01.09.2015zurückdatierthaben, ist am 12. Septemberhier eingegan-
gen.
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Gegen diesen Bescheid erhebe ich Vlfiderspruch.
Ich fordere Sie auf,meine Schreibenan Sie vom 17.02.2014, 15.08.2014 und 01.06.2015 vollständig
zu beantworten. Rechnungen, Mahnungen undBescheide sindkeine Antwort. Danachkann und
werde ich meinen Widerspruch begründen. Da Sie mirzu meinemWiderspruch zu Ihrem Bescheid
vom 01.06.2015noch keinen Widerspruchsbescheiderteilt haben, halte ich Ihren neuen Bescheid
außerdem für unzulässig.
Ich fordere Sie auf,mir zu erklären, wamm Sie Ihr Schreibenvom 1. August 2014 und Ihre Bescheide
vom 1. Mai und 1. September2015 umjeweils2 Wochen zurückdatiert haben. Die hinterlistige Ver-
kürzung meinerWiderspruchsfrist machtmeinesErachtens Ihren Bescheid nichtig. Warum drucken
Sie die Rechtsbehelfsbelehmngin einem hellen Grau, das kaumlesbar ist, aufdie Rückseite? Das ist
versuchte Bauernfängerei. Ihrer Rechtsbehelfsbelehrungkann ich die Rechtsgrundlagen für Ihr Tun
nicht entnehmen. Gesetzestitel undFundstellensind für mich als Nicht-Juristen keine Begründung.
Im übrigen weigere ich mich grundsätzlich, verfassungsfeindlicheOrganisationenmit Spenden oder
Beiträgen zu unterstützen.

Es ist mir nicht nachvollziehbar,wie es Recht sein kann, dass eine große Organisation mit einem
Rudel von juristischen Spezialisten mehr als ein Jahr an der Antwort aufmeine Schreibenarbeiten
darf, ich aber nur einen Monat Zeit um den Jahreswechsel herum habe, um mich als Laie gegen die
professionellen Rechtsdeuter zu verteidigen.

Am 09.01.2017 ist bei mir nun auch noch eine Mahnung vom Beitragsservice eingegangen, rückda-
tiert aufden 02.01.2017. Inhalt: „bisherhaben Sie unsere Forderung nicht beglichen. Ihr Beitragskon-
to weist inzwischen einen Gesamtrückstand von 559,28 EUR auf. Um Ihnen weitere Unannehmlich-
keiten zu ersparen, geben wir Ihnen heute nochmals die Gelegenheit, biszum 16.01.2017 den
Mahnbetragvon 296,78 EUR auszugleichen.[...] Ihnen drohen Vollstreckungsmaßnahmenwie die
Abgabeeiner Verrnögensauskunft‚Pfändungdes Arbeitseinkommens,der Rente oder auch Ihrer
Mietkaution.“

Ist wohl diese Anstalt tatsächlich daran interessiert, mir Unannehmlichkeitenzu ersparen? Sicher
nicht.

Die würden tatsächlichmeine Mietkautionpfänden, wodurch ich meinen Mietvertrag verlöre und kei-
nen Haushalt mehr hätte, für den ich einen Rundfunkbeitragzahlen muss? Wo bleibt die Verhältnis-
mäßigkeit, wenn man Menschen obdachlosmacht,weil sie aus guten Gründen etwas nicht bezah-
len, was sie nicht bestellt haben und nicht gebrauchen können? Andere sperrt man aus dem gleich
Grund ein. Auch nicht besser.

Am 11.01.2017 ging ein weiteres Schreibendes Beitragsservice mit Datum 06.01.2017bei mir ein
mit Betreff „Zahlung der Rundfunkbeiträge“und wieder mit dem Hinweis aufs Lastschriftverfahren.

Hochachtungsvoll
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Anlagen
Zahlung der Rundfunkbeiträge
Mahnung
Widerspmchsbescheiddes RBB
Widerspmch
Festseizungsbescheid
Zweite Erinnerung: Ihr Rundfunkbeitrag
Erinnerung: Ihr Rundfunkbeitrag
Zahlung der Rundfunkbeiträge
Ihr Rundfunkbeitrag
Widerspruch
Festsetzungsbescheid
Zahlung der Rundfunkbeiträge
Rundfunkbeitrag
Schreibenan den Beitragsservice
Rundfunkbeitrag

06.01.2017
02.01.2017
09.12.2016
01.10.2015
01.09.2015
24.08.2015
23.07.2015
03.07.2015
30.06.2015
01.06.2015
01.05.2015
01.05.2015
10.04.2015
15.08.2014
11.03.2014
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